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Ulbricht und die Wiedervereinigung
Die Moskauer Verhandlungen über das „H a u p tth em a  des Jahres"

In  Moskau befand sich eine sowjetzonale Parte i- und Regie- 
vungsdelegation. Ih rer Entsendung kommt eine dreifache Be- 

utung zu. Es g ing 1. um Sofortmaßnahmen zur Behebung 
der schweren wirtschaftlichen Krise, in die das Zonenregime 
geraten ist, 2. um die K lärung w ichtiger innerparteilicher 
Fragen  im  Zusammenhang m it der Fiihruhgskrise der SED, 
und 3. um die Frage der W iedervereinigung.

D ie jetzt beendeten Moskauer Verhandlungen sollten nicht 
zuletzt klären, welche rechtsstaatliche und Machtposition die 
SED bei derartigen Wiedervereinigungs-Gesprächen überhaupt 
noch ins Treffen  führen kann. Darüber ist im  Krem l bestimmt 
mehr gesprochen worden, als das Sclilußkommuniqne besagte.

Seit langem sind sich so­
wohl die Sowjets als auch die 
SED-Führer darüber im klaren, 
daß man den Standpunkt U l­
brichts zur W iedervereinigung 
im  Jahre 1957 nicht aufrecht­
erhalten kann.

Ulbricht hat sich —  verrannt 
in sein P ro jek t vom  „Aufbau des 
Sozialismus“ —  zu sehr von der 
W irklichkeit abgewandt. Seine 
Forderungen für eine W ieder­
vereinigung zielten seit jeher 
darauf ab, eine echte Diskus­
sion gleich zu Beginn abzuwür­
gen. Inzwischen ist einiges W as­
ser die E lbe hinuntergeflossen 
und die politische Situation von 
Hfv57 stellt sich uns anders als 

der Vorjahre dar. Ulbrichts 
Äosicht war nie ein besonderes 
Rätsel. D er SED-Chef glaubte, 
er, würde in  seinem Machtbe­
reich einen kleinen separaten 
„Sozialismus“ errichten, vo ll­
endete Tatsachen schaffen und 
eines Tages auf der Basis die­
ser Tatsachen verhandeln kön­
nen. Aber der Ablauf der 
D inge w ar gegen ihn.. Sein 
Wirtschaftsprogramm scheiterte, 
politisch zwang ihn schon die 
erste Runde des Antistalinis­
mus in die Knie. A u f den 
Trümmern seines Plans darf er 
nun die veränderte W eltlage 
inspizieren.
Ulbrichts „Bedingungen“

W as setzt denn Ulbricht fü r. 
die W iedervereinigung voraus?

E r w ill m it einer deutschen R e ­
gierung verhandeln, die zuvor 
ihre gesamten Bündnis-Siche­
rungen m it den westlichen 
Demokratien gekündigt hat. 
Darüber^ hinaus soll diese R eg ie­
rung die„ W ehrpflicht rückgän­
g ig  machen, durch beide 
Schritte also praktisch entwaff­
net sein. A ls Gegenleistung 
würde die SED-Regierung pro 
form a aus dem Warschauer 
M ilitärpakt ausscheiden. D ie 
nächste, von Zeit zu Zeit w ie­
der hervorgeholte Forderung 
b e tr ifft  den Abzug der Be­
satzungstruppen, die in  der 
Bundesrepublik längst Schutz­
mächte geworden sind. Das 
würde heißen, daß sich bei­
spielsweise die amerikanischen 
Truppen über den Ozean zu­
rückziehen müßten, während 
die Sow jets rings um die Ost­
grenze Deutschlands in Bereit­
schaftsstellung gehen würden. 
D er neue sowjetisch-polnische 
Truppenvertrag, der die Statio­
nierung und das Durchmarsch­
recht sowjetischer Truppen in 
Po len  garantiert, sieht über­
haupt keinen Passus vor, nach 
dem sich dieser V ertrag  im 
F a lle  eines Abzugs amerika­
nischer E inheiten aus Deutsch­
land von selbst erledigte.

Eine w eitere „Forderung“ U l­
brichts ist die W iederzulassung 
der K P D . Sie w äre vermutlich 
kein undiskutables Hindernis,

würde sich U lbricht gleichzeitig 
fü r eine Zulassung der demo­
kratischen Parteien in der So­
w jetzone verwenden. Wozu aber 
sollte man sonst über das W ie ­
deraufleben einer K P D  reden, 
die parlamentarisch längst ge­
storben war, seit langem nicht 
mehr den Charakter einer poli­
tischen Parte i besaß und sich 
nur noch in  ih rer R o lle als 
konspirative „o. Kolonne“ er­
schöpfte?

Und die „Errungenschaften“ ?

E in w eiterer Einwand betrifft 
die sogenannten „Errungen­
schaften“ des SED-Regimes. 
Darüber aber kann auch U l­
bricht nicht einfach diktieren, 
man muß um diese D inge auf 
gesamtdeutscher Basis und auf 
dem legalen parlamentarischen 
W ege verhandeln. Konkrete 
Verhandlungen wiederum lehnt 
U lbricht ab, -er w ill „politische 
Gespräche“ . W ozu aber sollen 
diese führen, wenn die Ent­
scheidung in  jedem  F a lle  bei 
den Sowjets lieg t?  N ur m it 
Moskau kann die letzte F rage 
der W iederverein igung disku­
t iert werden, der SED fä llt  da­
bei die unwesentlichste Ro lle zu.

Es mehren sich die Zeichen, 
nach denen sich auch die So­
w jets zu solchen realen Auffas­
sungen durchringen möchten. 
D ie abgeschlossenen Moskauer 
Verhandlungen berührten diesen 
Punkt nicht von ungefähr. Und 
wenn w ir  in diesen Tagen das 
o ffiz ie lle  Kommunique über die 
Moskau-Reise der SED-Füh- 
rung lesen, dürfen w ir  hinter 
den schwülstigen und beruhi­
genden Phrasen einiges mehr 
vermuten. E in ige kleine tak­
tische Rückzüge Ulbrichts, nur 
fü r den geschulten Beobachter 
erkennbar, inform ieren uns dar­
über.
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Brandherd 
Naher Osten

D T . Eine Macht, die heute 
noch eine Aggression unter­
nimmt, handelt nicht aus irgend­
einem Affekt, sondern aus w ohl­
erwogenem Plan. S ie hat die 
Chancen und die R isiken vorher 
m it kaltem Verstände berechnet 
und glaubt, „es schaffen zu kön­
nen“. A llerd ings sind die posi­
tiven  und die negativen W erte 
in  dieser diabolischen Rechnung 
nicht mathematisch sicher. Man 
kann sich verrechnen. D ie  seit 
H itle r  begangenen Aggressionen 
haben das geze ig t: beim  Aus­
bruch des zweiten W eltkrieges, 
nachher in Griechenland, bei 
der Berliner Blockade, die 
a u c h  eine Aggression war, 
und schließlich* in Korea. Auch 
die britisch-französische Gewalt­
anwendung in Ägypten, die poli­
tisch und moralisch auf einer 
etwas anderen Ebene liegt, 
zeig te schließlich, daß die Rech­
nung einige Faktoren übersehen 
hatte und deshalb nicht auf­
g ing. D ie Auffassung, daß man 
einer Aggression am besten da­
durch entgegefiw irkt, daß man 
schon vorher gegen sie eine 
möglichst eindeutige Position 
aktiver Gegenwehr bezieht, ist 
vor allem in den USA lebendig. 
Sie kommt aus den Erfahrun­
gen mit H itler.

Die klassische Warnung
Ein ige Male war die Rechnung 

des deutschen Diktators, der 
auf die Furcht und die passive 
Hinnahme seiner aggressiven 
Schläge spekulierte, richtig auf­
gegangen. Beim überfa ll auf 
Polen jedoch war sie falsch: aus 
derr nationalsozialistischen A g ­
gression wurde über Nacht w i­
der Erwarten der große W e lt­
krieg. Der damalige Chefdol­
metscher des Auswärtigen Am ­
tes, Gesandter Pau l Schmidt, 
der d ie . u ltim ative Kriegsan­
drohung Englands entgegen­
nahm und an H itler  weitergab, 
schildert die W irkung dieses 
Dokumentes mit folgenden W or­
ten: „W ie  versteinert saß H it ­
ler da und blickte vor sich 
hin . . . Nach einer W eile, die 
m ir w ie eine E w igkeit vorkam, 
wandte er sich Ribbentrop zu, 
der w ie erstarrt am Fenster

stehengeblieben war. ,W as nun?* 
frag te  H itle r  seinen Außenmini­
ster m it einem wütenden Blick 
in  den Augen, als w o llte  er zum 
Ausdruck bringen, daß ihn R ib ­
bentrop über die Reaktion der 
Engländer falsch inform iert hät­
te.“ Man kann noch das gleich­
fa lls von Schmidt überlieferte 
W ort Hermann Görings erwäh­
nen, das in der gleichen Stunde 
zu ihm gesprochen w urde: 
„W enn w ir  diesen K r ie g  verlie­
ren, dann möge uns der H im ­
mel gnädig sein.“ Er war ihnen 
hicht gnädig.

Man glaubt heute vielfach — 
obwohl das angesichts der Rük- 
kendeckung, die H itler damals 
von Moskau erhalten hat, kei­
neswegs absolut sicher ist — , 
daß der zweite W eltk rieg  ver­
mieden worden wäre, wenn H it­
le r  über die sicheren Folgen des 
Überfalls auf Polen eindeutig 
K larheit gehabt hätte. In  die­
sem klassischen Beispiel wurzelt 
die amerikanische Auffassung, 
daß man einen möglichen A g ­
gressor am wirksamsten da­
durch abschreckt, daß man die 
ihm entgegentretende Abw ehr 
schon vorher offen, klar und 
verbindlich ankündigt.

Von Truman zu Eisenhower
Aus dieser Erfahrung stammt 

die Truman-Doktrin, die im 
Jahre 1947 im H inblick auf die 
kommunistische Gefährdung 
Griechenlands allen Völkern die 
amerikanische H ilfe  zusicherte, 
deren Freiheit von der kommu­
nistischen Expansion bedroht 
werde. Der gleiche W ille  zur 
warnenden K lärung des Risikos 
bestimmt die westliche Garan­
tie fü r -Berlin. Dem gleichen 
Ziel soll nun auch die Ankündi­
gung dienen, daß die USA im 
Nahen Osten einer kommunisti­
schen Aggression nicht gleich­
gü ltig  zusehen, sondern ih r mit 
bewaffneter Macht sofort ent- 

' gegentreten würden. Auch diese 
nahöstliche .Bindung der USA 
liegt auf der L in ie  der F r ie ­
denswahrung durch eine ver­
bindliche K lärung der Folgen  
einer Aggression. Sie ist im 
Grunde nichts Neues gegenüber 
der Truman-Doktrin, sondern 
nur ihre Anwendung auf einen 
konkret genannten Raum.

Dieser Raum ist, w ie die 
ew igen Zwischenfälle und K on ­
flik te der letzten Jahre gezeigt

haben, ein Gefahrenpunkt er­
sten Ranges fü r den Frieden 
der W elt. H ier  begegnen und 
kreuzen sich feindliche In ter­
essen und Fanatismen in be­
drohlicher Form ; hier wurde in 
täglichen Überfällen seit langem 
bereits gekäm pft und fü r die 
größere Auseinandersetzung ge­
rüstet, hier wurde kommuni­
stisch in filtriert —  das alles auf 

em Untergrund des von Haß 
nd Leidenschaft genährten 

ew igen Konfliktes zwischen Is ­
rael und den arabischen Staa­
ten. In  diesem Raum besteht 
also, w ie zuletzt der Suez-Kon­
flik t gezeigt hat, die ständige 
Gefahr w eltw eiter Entlad 
und dort vo r allem ist v e 
Aufgabe der Friedenssicherung 
von allen friedensw illigen Mäch­
ten zu erfüllen.

Gegenüber diesem explosiven 
Raum standen die USA bisher 
in einem schwierigen Dilemma, 
das nicht allein im amerikani­
schen W ahlkam pf begründet 
war. Es lag darin, daß W a ­
shington die britisch - franzö­
sische Aktion aus Gründen des 
internationalen Rechtes nicht 
billigen  konnte, m it ihrer V er­
urteilung in d e s s e n ä u ß e r l ic h  
gesehen — automatisch in eine 
Fron t mit der Sowjetunion ge­
riet, die zur gleichen Zeit g e ­
meine Gewalt gegen Ungarn ..an­
wandte. Das w ar die zu fällige 
Gemeinschaft m it einer Macht, 
die in dem ägyptischen Kon­
flik t nicht nur friedliche Ziele 
verfo lgte, sondern die Chance 
einer politischen Expansion 
ihres Einflusses robust- wahr­
nahm, Nach der L iqu id ierung 
der britisch-französischen In ter­
vention, die m it dem Rück 
der Truppen gemäß den Fox 
rungen der U N  korrekt erfolgte, 
ergab sich fü r die USA eine 
neue Situation m it neuen N ot­
wendigkeiten. Ihnen m it dem 
Ziele einer möglichst starken 
Sicherung des -im arabischen 
Raum ständig bedrohten F r ie ­
dens nachzukommen, das ist der 
Sinn des Eisenhower - Planes. 
Durch Erm utigung der nicht­
kommunistischen K rä fte , durch 
die w irtschaftliche Unterstüt­
zung der kommunistisch bedroh­
ten Länder und die Warnung 
vor vielleicht geplanten A ggres­
sionen soll die Möglichkeit ge-



Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus- 
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen­
der, aber mit Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres­
se zu $chieken:

Herrn E. R  e g  n 1 
Berlin-Tem pelliof 1 

Manfred-v.-Richthofen-Str. 2, I I  

F a lls Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Harke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir
H ilfe .

danken Ihnen für Ihre

Geheimkonferenz im  Kreml
SED bleibt starr — Kein „eigener Weg zum Sozialismus46

Moskau (ÄP/D PA). D ie  sowjetzonale SED und d ie Kommu­
nistische Parte i der Sowjetunion haben au^ einer Geheim­
konferenz in Moskau beschlossen, in Zukunft noch enger zu­
sammenzuarbeiten, um „jeden  Versuch, d ie Grundsätze des 
Marxismus-Leninismus zu revidieren, entschieden zurück­
zuweisen“ . Unter W iderrufung der These, daß es verschiedene 
W ege zum Sozialismus gebe, erklärten beide Parteien, daß die 
„Hauptwege zum Sozialismus fü r alle Länder die gleichen“ 
seien. D ie Geheimkonferenz fand, w ie bekanntgegeben wurde, 
unter der Leitung des SED-Generalsekretärs Ulbricht und des 
sowjetischen Parteichefs Chrustschow statt.
In  einem Kommunique über tragen“ werden. Daneben be- 

die Konferenz heißt es, die „im ­
perialistische Reaktion“ habe in 
letzter Zeit verstärkt versucht,
„d ie Reihen der sozialistischen 
Staaten und der Kommunisti­
schen Parteien  durch eine neue 
antikommunistische W elle von 
H ysterie und Provokationen 
aufzuspalten und Mißtrauen ge­
gen die P o litik  des sozialisti­
schen Lagers hervorzurufen“ .
Hierdurch solle in die Reihen 
der „Kommunistischen und A r ­
beiter-Parteien Verw irrung ge-

Neujahrsempfang bei Henss
Das Jahr 1957 stellt große Anforderungen

Bonn (D P A ). D ie proviso­
rische Bundeshauptstadt stand 
am Dienstag im  Zeichen des 
festlichen Neujahrsempfanges 
beim  Bundespräsidenten. In  der 
V illa  Hammerschmidt erschienen 
die in Bonn akkreditierten M is­
sionschefs in ihren farbenpräch­
tigen Diplomatenuniformen, die 
Spitzen des Parlamentes, des 
Bundesrates, der Vertretungen 
der Länder, der obersten Ge-

''te  und die M itg lieder ües 
flnetts, um Bundespräsident 

Heuss ein gutes neues Jahr zu 
wünschen. Zum erstenmal w irk ­
ten zwei Ehrenzüge der Bundes­
w ehr m it, die regungslos unter 
präsentiertem Gewehr standen.

In, ihren Ansprachen gaben 
der Bundespräsident und der 
Doyen des diplomatischen 
Korps, der päpstliche Nuntius 
Erzbischof Muench, der H off­
nung auf Erhaltung und Siche­
rung des W eltfriedens Ausdruck.

A n  der Spitze seines Kabinetts 
hatte zuvor Bundeskanzler Dr. 
Adenauer dem Staatsoberhaupt 
herzliche Wünsche fü r 1957 aus­
gesprochen. E r betonte, daß das 
neue Jahr dem gesamten Volk 
große Anforderungen auferlegen

werde. Das Kabinett lege des­
halb besonderen W ert auf häu­
fige  klärende Aussprachen mit 
dem Bundespräsidenten. Heuss 
erwiderte, daß er sich gern dem 
Kabinett zur Verfügung halte. 
E r  erteilte der Bundesregierung 
„eine gute N ote“  fü r ihre Zu­
rückhaltung in dieser schwie­
rigen Zeit.

deute das „W iedererstehen des 
Militarismus in Westdeutsch­
land“ eine ernste Gefahr nicht 
nur für die UdSSR und die 
DDR, sondern auch für Frank­
reich, Po len  und andere euro­
päische Länder.

„Fest zusammenstehen“
W örtlich  heißt es in dem 

Kommunique dann w eiter: „Un­
ter diesen Bedingungen erach­
ten es die Teilnehmer der Zu­
sammenkunft vor allem fü r not-, 
wendig, daß alle Kommunisti­
schen und Arbeiter-Parteien  auf 
der Grundlage des Marxismus- 
Leninismus fest zusammen­
stehen und im  Geiste des pro­
letarischen Internationalismus 
gemeinsam darangehen, die 
friedliebenden K rä fte  gegen den 
A ngriff der imperialistischen 
Reaktion zu vereinen. Das ver­
pflichtet die Parteien, jeden 
Versuch, die Grundsätze des 
Marxismus-Leninismus zu rev i­
dieren, entschieden zurückzu­
weisen.“

Verhandlungen USA— Polen
Amerikanische H ilfelieferungen werden beraten

N ew  York  (AP/D PA). V er­
handlungen zwischen den R e­
gierungen Polens und der USA 
sollen nach einer M eldung der 
„N ew  York  Tim es“ in  Kürze ■ 
beginnen. Polen habe den 
Wunsch nach Verhandlungen 
m it W ashington bereits vor drei 
Monaten geäußert, doch habe 
W ashington seine Entscheidung 
nicht früher getroffen, uni der 
neuen Regierung Polens keine 
Schwierigkeiten in ihren Be­
ziehungen zu Moskau zu berei­
ten. Polen hat nach dem Be­
richt der Zeitung außer um 
eine Anleihe zum Ankauf von 
Weizen, Fett, Baumwolle, Ma­
schinen und Dünger auch um

die Errichtung polnischer Konsu­
late in  verschiedenen amerika­
nischen Städten ersuchte 

W ie das US-Außenministerium 
bekanntgab, hat die polnische 
Regierung auch vorgeschlagen, 
eine Wirtschaftsabordnung nach 
den USA zu senden, damit sie 
die Möglichkeiten einer L ie fe ­
rung von überschüssigen ame­
rikanischen Agrarprodukten an 
Polen erörtern könne. Das US- 
Außenministerium erklärte, die­
ser Vorschlag werde gegenwär­
t ig  „wohlwollend erwogen“ , doch 
sei noch keine Entscheidung 
über derartige Besprechungen 
getroffen worden.
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Kein Handelsvertrag mit Moskau
Bonn: Behinderung der Einheit schafft kein Vertrauen
Bonn (Eigenm eldg.) I>ie Bon­

ner HandelSbespreckungen m it 
der Sowjetunion sollen nicht 
zum Abschluß eines förmlichen 
deutsch-sowjetischen Handels­
vertrages führen. Dies gab Bun­
despressechef von Eckardt am 
Montag bekannt.

Zur Begründung fü r die A u f­
fassung der Bundesregierung 
führte von Eckardt an, der A b­
schluß eines Handels- und 
Freundschaftsvertrages setze ein. 
Maß von politischem Vertrauen 
zwischen den Vertragspartnern 
voraus, das so lange nicht ge­
geben sei, w ie sich die sow je­
tische Regierung der Einheit 
Deutschlands widersetze. A ller­
dings, so fügte der Bundes­
pressechef hinzu, sei eine Aus­
weitung des Handels auch ohne 
den Abschluß eines Vertrages 
möglich. D ie Frage, w ie  der 
Warenaustausch zwischen bei­
den Ländern vergrößert werden 
könne, w erde jetzt in den Ge­
sprächen überprüft, die im 
übrigen bereits nach der A n ­
kunft des ersten Sow jetbot­
schafters, Sorin, angeknüpft 
worden seien. Es sei also falsch,

Berlin (Eigenmeldg./AP/DPA). 
D ie Antworten der Regierungs­
chefs der USA, Großbritanniens 
und Frankreichs auf die sow je­
tische Abrüstungsnote vom 
17. November sind veröffentlicht 
worden. Die Westmächte lehn­
ten eine Abrüstungskonferenz 
auf höchster Ebene zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt als nicht 
zweckmäßig ab und schlugen 
demgegenüber vor, die Abrü­
stungsgespräche in den TJN 
fortzuführen.

D ie Antw ort des britischen 
Premierm inisters ist kurz und 
beschränkt sich auf diese sach­
lichen Hinweise. D ie Antwort 
des französischen Regierungs­
chefs M ollet enthält darüber 
hinaus eine scharfe Zurückwei­
sung der „begleitenden Analyse“ 
Bulganms zu seinen eigentlichen 
Vorschlägen. Was Bulganin 
über die „unprovozierte A ggres­
sion gegen Ägypten“ , einen „ge-

auf diesem Gebiet von einer 
v ö llig  neuen Entw icklung zu 
reden.

D ie Absicht der Bundesregie­
rung, vorläufig keinen Handels­
vertrag  m it Moskau abzuschlie­
ßen. ist von einem Sprecher der 
SPD kritis iert worden.

160000 Flüchtlinge
W ien  (D PA ). D ie Zahl der 

ungarischen Flüchtlinge, die 
seit Anfang Novem ber nach 
Österreich gekommen sind, hat 
160 000 erreicht. E tw a 92 000 
Flüchtlinge haben Österreich je ­
doch bereits w ieder verlassen. 
D ie Bundesrepublik steht dabei 
an dritter Stelle der Aufnahme­
länder. Sie gewährte bis jetzt 
fast 11 000 Ungarn-Flüchtlingen 
Zuflucht. D ie U SA haben etwa 
21 000, Großbritannien über 
13 000 aufgenommen.

Genf (A P ). Die U N  - W irt- 
schaftsüelegation, die am F re i­
tag unter Führung des stellver­
tretenden UN-Generalsekretärs 
fü r w irtschaftliche Fragen , de

genrevolutionären Militärputsch 
in Ungarn“ oder eine „K riegs ­
hysterie in W esteuropa“ sage,- 
entspreche nicht den Tatsachen. 
Wenn Bulganin von der Unzu­
lässigkeit der Gewaltanwendung 
eines Staates gegen  den ande­
ren spreche, so' „müssen w ir  
hoffen, daß die sowjetische R e ­
gierung in Zukunft diese Grund­
sätze in ihren Beziehungen zu 
allen Staaten, auch denjenigen 
Osteuropas, respektieren w ird. 
In  solchem Falle würde die L ö ­
sung des Abrüstungsproblems 
erleichtert werden.“

Präsident Eisenhower läßt in 
seiner Antwort die M öglichkeit 
offen, eine Fünfmächtekonferenz 
zu einem späteren Zeitpunkt 
einzuberufen, „wenn die Um­
stände es als wahrscheinlich er­
scheinen lassen, daß bedeut­
same Ergebnisse erzielt werden 
können“ft

Kollektivgüter zu 80 % aufgelöst
W ien (A P ). Nach polnischen 

Zeitungsmeldungen sind in den 
letzten beiden Monaten des ver­
gangenen Jahres in  Polen 8000 
der 10 000 K o llek tivgü ter au fge­
löst worden. Dieser Prozeß ist 
noch nicht abgeschlossen.

D ie Auflösung der K o llek tiv ­
güter ist in den deutschen Ge­
bieten Unter poln ischer'Verwal­
tung am schnellsten vorange­
trieben worden. In  der W o je ­
wodschaft A llenstein sind von 
550 Ko llektivgü tern  nur 
übriggeblieben.

Die „fortschrittlich"- katholi­
sche Warschauer Zeitung „Slowo 
Powszechne“ erklärt zu diesen 
Maßnahmen, die Ko llektivgü ter 
seien „eine Verzerrung der Idee 
des Sozialismus und nicht ein 
Ausdruck des Sieges des Sozia­
lismus in den polnischen D ör­
fern “.

Seynes, ohne vorherige Ankün­
digung in Budapest eingetroffen 
ist, hat Ungarn w ieder verlas­
sen und ist nach Genf zurückge­
kehrt. W ie  M itg lieder der D ele­
gation m itteilten, hat Kadar 
nicht direkt um die H ilfe  der 
U N  gebeten, jedoch im  Gespräch 
angedeutet, daß er bereit sei, 
jede£ H ilfsangebot anzunehmen.

Inzwischen ist eine zw eite 
Kommission der U N  unter Füh­
rung des Leiters  der Landw irt- 
schaftsabteilung der FAO , Dr. 
Wahlen, nach Ungarn gefahren, 
um sich einen überblick üb~” 
die dringendsten Bedürfn: 
der ungarischen Landwirtschaft 
zu verschaffen. Das Land ist von 
einer Hungersnot bedroht, falls 
nicht noch in diesem Monat 
15 000 Tonnen Saatgetreide und 
-kartoffeln fü r die Anfang F e ­
bruar beginnende Frühjahrs­
aussaat nach Ungarn gebracht 
werden können.

W ashington (A P ). Die USA 
haben nach M itteilung des Au­
ßenministeriums nicht die A b­
sicht, die ungarische Kadar-Re- 
gierung durch Gewährung einer 
Anleihe zu unterstützen. W ie 
der Pressechef des Ministeriums 
erklärte, w ird  die amerikanische 
Regierung „dem gegenwärtigen 
Regim e in Ungarn nicht bei­
stehen“«

Antwort des Westens an Bulganin
Abrüstungskonferenz abgelehnt — Scbarfe Worte Mollets

Kadar will jede Hilfe annehmen
Aber keine Dollars für Ungarn



So sind sie w irklicht

Eine sozialistische Ehe führen . . .
A lm  5. und 6. Januar tagten in 
G-lauchau 850 Vertreterinnen der 
kommunistischen „Frauenaus­
schüsse“ in den Betrieben. Zu 
ihnen sprach eine Frau; die, w ie 
es den Delegierten schien, in 
einer anderen Welt- leben muß. 
Eine Frau, die m it der längst 
überfälligen Term inologie der 
ersten Nachkriegsjahre sprach 
und ihre Zuhörer ze itw e ilig  w ie 
rr‘ 'hiehmer einer Jugendver- 

mlung zu behandeln schien. 
Von Edith Baumann ist die 

Bede. Von einer am politischen 
Leben zerbrochenen Frau, die — 
obwohl in maßgeblicher Stel­
lung —  heute nur noch selten 
an die Öffentlichkeit tritt. Ih r 
privates Schicksal ist m it ihrem-- 
politischen Au fstieg eng ver­
bunden. A ls Abteilungsleiterin 
fü r Frauenfragen im  Zentral­
komitee der SED fä llt  ihr eine 
große innerparteiliche Verant­
wortung zu. Und obwohl sie 
dieser längst nicht mehr gerecht 
werden kann, bleibt Edith Bau­
mann im Amt. Ih r  bei den w e­
nigen öffentlichen Au ftritten  
mitunter unverständliches V er­
halten aber soll ihr W erdegang 
erklären . . .

„Zu weit rechts gewesen!“  
Edith Baumann ist heute 47 

Jahre alt. Tochter eines Tteinik- 
kendorfer Arbeiters, erlernte sie 
den Beruf einer Stenotypistin. 
Bereits m it 16 Jahren wurde 
sie M itg lied  der „Sozia listi­
schen Arbeiterjugend“ (SAJ) 

d zwei Jahre später Ange- 
.lte und M itg lied  der SPD. 

Von h ier aus schwenkte sie 1931 
zur „Sozialistischen A rbeiterpar­
te i“ (SAP) ab, die damals eine 
Brücke zu den Kommunisten 
bauen wollte. Später hat man 
der Baumann diese „Inkonse­
quenz“ o ft vorgeworfen. Sie 
habe „zu w eit rechts gestan­
den“ , sagten ihr die Komm u­
nisten. Erst ihre Ehe m it dem 
späteren FD J-Chef Honecker 
ließ den Zweife l an ihrer P a r­
teitreue überwinden.

D ie Ehe mit dem drei Jahre 
jüngeren Honecker wurde ihr 
Schicksal und Verhängnis. In  
seiner W iderstandsgruppe wurde 
sie von den Nazis verhaftet und 
kurz nach ihrem 24. Geburtstag 
zu drei Jahren Gefängnis ver­

EDiTH BÄUMANN

urteilt, die sie im Frauenge­
fängnis Barnimstraße verbüßte. 
Honecker entkam ins Saargebiet 
und wurde 1935 in Berlin ver­
haftet. E r blieb bis zur B efre i­
ung durch die Bote Arm ee im 
Zuchthaus Brandenburg.

„W ir  teilen uns die Jugend!“
1945 trat Edith Baumann, dies­

mal jedoch m it Absprache der 
Kommunisten, in die w ieder­
erstandene SPD ein. Am  Tage 
der Zwangsverschmelzung saß 
sie m it am Vorstandstisch der 
SED. Zuvor hatte sie zusam­
men m it Honecker die „Antifa-, 
schistischen Jugendausschüsse“ 
organisiert, aus denen sich im 
A pril 1946 die kommunistische 
FD J  rekrutierte. A ls Honecker 
FDJ-Vorsitzender wurde, über­
nahm sie das Amt seiner Stell-

Gratulationscour zu Adenauers Geburtstag
Bonn (AP/Eigenbericht). M it 

Geburtstagsständchen der Bun­
deswehr, Ordensverleihung und 
stundenlanger Gratulationscour 
beging Bundeskanzler Adenauer 
seinen 81. Geburtstag. Höhe­
punkt der offiziellen Feier, die 
sich über den ganzen Vorm ittag 
hinzog, war die Überreichung 
des Großkreuzes des britischen 
St.-Michels- und St.-Georgs- 
Ordens, einer der höchsten Aus­
zeichnungen des britischen K ö ­
nigreiches, durch den britischen 
Botschafter H oyer-M iliär.

Vertreterin. Das Ehepaar Hon­
ecker, unter getrennten Namen 
auf tretend, regierte die damals 
zweitstärkste Organisation. „W ir  
teilen uns die Jugend!“  pflegte 
Honecker scherzhaft zu sagen. 
„Sie w ird  die Mädchen nehmen.“

D rei Jahre später verließ die 
im.'Umgang m it FD J- und P a r­
teim itgliedern unleidlich gew or­
dene Baumann sang- und klang­
los die FD J. Ih r  Mann hatte 
sich m it der damals blutjungen 
M argot Feist liiert, die darauf­
hin zur Leiterin  der „Jungen 
P ion iere“ avancierte. Erst als es 
öffentlichen Skandal gab, heira­
tete Honecker die Feist, die 
heute als Ostberliner SED- 
Kreissekretärin tä tig  ist. Edith 
Baumann aber wurde „Ehren­
m itglied der F D J “ und mußte 
diese „Anerkennung“ auf -einer 
Feierstunde des Zentralrats in 
Anwesenheit ihrer Nebenbuhle­
rin  annehmen.

Keine Demütigung erspart
Die Parte i hat dieser Frau 

keine Demütigung erspart. A ls 
M itg lied  des Zentralkomitees 
mußte sie 1951 auf einer Groß­
versammlung ein Beferat über 
„sozialistische Eheführung“ hal­
ten. Nach dem Juni-Aufstand 
1953 wurde sie Sekretär fü r 
Landwirtschaft in der SED-Be- 
zirksleitung Berlin,

Heute ist sie die „Frauen-Be- 
au ftragte“  des Zentralkomitees. 
Ih re Biographie enthält in der 
offiziellen Lesart keinen H in ­
weis mehr auf ihren geschiede­
nen Mann. Und selbst die in­
ternen Angaben datieren diese 
Ehe aus dem Jahre 1947, ob­
wohl jedes alte Parteim itglied 
weiß, daß Ed ith  Baumann 1945 
erdenklichen W ert auf die L e ­
galisierung ihrer in der NS-Zeit 
nicht anerkannten „Kam erad­
schaftsehe“ legte. Das alles hat 
diese Frau in eine Verbitterung 
getrieben, die sie frühzeitig 
altern und ebenso unleidlich'wie 
unduldsam werden ließ. Im  März 
1955 verlieh ihr Ulbricht die 
„Clara-Zetkin-Medaille“ , . zwei 
Monate später hat man ihr den 
„Vaterländischen Verdienstorden 
in Silber“ gegeben. Es scheint, 
daß dies kein Ersatz fü r eine 
geopferte politische Begeiste­
rung. und privates Glück ge­
wesen ist.



. . .  von Bebei weit entfernt
Die Frau und der Sozialismus

Unter den deutschen Kommunisten kursierte seit jeher als 
Standardwerk für die Stellung der Parte i zu allen Frauen­
problemen Bebels «D ie  Frau und der Sozialismus“ . Heute 
dürfte man es nur noch in wenigen Handbibliotheken unterer 
Parteiorganisationen finden. Was Bebel vorschwebte, die gesell­
schaftliche Achtung und die soziale Befreiung der Frau, ist 
zuerst von den Sowjets und dann von den deutschen Kommu­
nisten, in  ungeahnter Variante aber von der SED ad absurdum 
geführt worden. In  dieser Woche blicken die „Frauenaus­
schüsse“ , fü r die Arbeiterinnen in den Staatsbetrieben der 
Sowjetzone geschalten, auf ein fünfjähriges Bestehen zurück. 
Was aber hat ihre Arbeit den im  Produktionsprozeß stehenden 
Frauen gebracht?
Die SED bildete diese Frauen­

ausschüsse, nachdem es dem 
„Demokratischen Frauenbund“ 
nicht gelungen war, die berufs­
tätige Frau m it E rfo lg  politisch 
anzusprechen. D ie von der L e i­
terin der Abteilung Frauen­
arbeit im  SED-Zentralkomitee, 
Edith  Baumann, organisierten 
Ausschüsse waren somit in 
erster L in ie  ein Vorwand, um 
die abseits der Parte i stehen­
den Frauen in den Betrieben zu 
organisieren. A ber bereits zwei 
Jahre nach Bestehen der „Frau­
enausschüsse“ begannen sich 
diese von selbst w ieder aufzu­
lösen. Es bestand kein Bedürf­
nis fü r eine weitere politische 
Institution im  Betrieb. Erst 
1955 begann man diese Aus­
schüsse zu reorganisieren und 
g in g  nun daran, ihnen eine 
reale Zielsetzung zu geben. 
M illionen Frauen, die niemals 
gearbeitet hatten, wurden durch 
den K r ie g  und vor allem nach 
1945 in die Industrie gezogen. 
D er sowjetzonale Lebensstan­
dard und das unsozial gestaf­
fe lte  Kartensystem  zwang die 
Frau auch dann arbeiten zu 
gehen, wenn ihre Anwesenheit 
im  Haushalt dringend erforder­
lich gewesen wäre. H ier  soll­
ten die „Frauenausschüsse“ ein- 
setzen, und genau hier haben 
sie versagt!

W as Wurde getan?
Eine der ersten Forderungen 

w ar die Schaffung von K inder­
gärten und Kindertagesstätten. 
Gewiß, es g ib t Musterbetriebe, 
in  denen diese Frage annähernd 
gelöst werden konnte. Im  a llge­
meinen aber beschränkte sich 
man auf die statistische Fest­
stellung, daß die Zahl dieser 
Institutionen heute größer sei

als beispielsweise 1936. W ieviel 
Ehefrauen und M ütter aber 
mußten 1936 arbeiten gehen und 
w ieviel müssen es heute in  der 
Sowjetzone tun? Es ist eine 
Tatsache, daß nirgends in der 
westlichen W elt so w en ig auf 
die Stellung der berufstätigen 
Frau Rücksicht genommen w ird 
w ie in den kommunistischen 
Ländern. D ie Frau ist „g leich­
berechtigt“ geworden! A ber — 
gehören zur Gleichberechtigung 
der Frau nicht noch andere 
D inge als „Gleicher Lohn für

Eine berufstätige Frau ist 
dann ' nicht gleichberechtigt, 
wenn sie sich im Gegensatz 
zum Mann täglich Stunden nutz­
los um A lltagsdinge plagen 
muß, die der Versorgung ihrer 
Fam ilie im  W ege stehen. Wenn 
sie T ag  fü r T a g  m itunter stun­
denlang in  den Staatsläden 
Schlange stehen muß, um le ­
bensnotwendige D inge zu er­
handeln, wenn ihr die Indu­
strie, fü r die sie selbst Export­
güter schafft, nicht die a ller­
nötigsten Komfortprodukte ge­
ben kann, die die Hausarbeit 
erleichtern —  dann ist die 
„Gleichberechtigung“ zu einer 
P lage  geworden. D ie berufs­
tätige Hausfrau und gar erst 
die M utter trägt heute im P ro ­
duktionsprozeß das schwerste 
Los. Dinge, die der westdeut­
schen Hausfrau, auch wenn sie 
nicht berufstätig ist, zur Selbst­
verständlichkeit geworden sind, 
sind in der Sowjetzone ein 
fremder Begriff. So beraten die 
„Frauenausschüsse“ durch jah ­
relange Konferenzen, w ie man 
der Arbeiterin  eine Möglichkeit 
schaffen kann, daß sie ihre

S S D , herhöreii!
D er kleine TA G  w ird ver­

sandt un$ verte ilt ohne
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polize* 
oder beim Bür germeiste 
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
w ird  er auch dort gern < 
gelesen.
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gleiche A rbeit“ , Gleichheit vor 
dem Gesetz und Anspruch auf 
einen Arbeitsplatz?

Wäsche aus dem Haus zu ge­
ben vermag. W ie  man stunden­
lange W artezeiten im  Konsum 
vermeiden kann und woher man 
die dringlichsten Haushalts­
geräte nehmen soll.

D ie  „Lösung“

D ie SED aber hat eine an­
dere Lösung gefunden. Sie 
weiß, daß ein neuer, w eniger 
radikaler W irtschaftsplan eir 
Abbau bestimmter IndustL 
zw eige erfordert. Sie spekuliert 
darauf, daß in  den kommenden 
beiden Jahren viele Frauen 
w ieder aus dem Produktions­
prozeß ausscheiden werden. So 
läßt sie den D ingen ihren Lauf. 
D ie „Frauenausschüsse“ aber 
sind ihr nur noch politisches 
Instrument. A lle  au f die berufs­
tätige Hausfrau und M utter g e ­
münzten Versprechungen sind 
der Vorwand für. die Organisie­
rung der Frauen im  Betrieb. 
V ielleicht ist das allein bereits 
der Grund dafür, daß von 
15 300 Frauenausschüssen nur 
rund 4000 tatsächlich arbeiten, 
die anderen aber lediglich auf 
dem Pap ier und im  Betriebs­
plan existieren.

Hausfrau trägt das schwerste Los
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Brandherd Naher Osten
Fortsetzung von Seite 2

schaffen werden, daß die strit­
tigen Problem e unter Führung 
und im Rahmen der U N  gelöst 

rden können.

Zustimmung- und Bedenken'
Zustimmung hier, Bedenken 

dort und scharte Ablehnung 
durch die Sowjetunion kenn­
zeichnen bisher das Echo des 
amerikanischen Vorhabens. Be­
denken äußern sich auch in den 
USA, und sie lassen eine leb­
hafte Debatte im  Parlament er­
warten. (Jessen Zustimmung er­
forderlich ist. Aus dem Ablauf 
der parlamentarischen Ausein­
andersetzung dürfen w ir  inter­
essante Aufschlüsse über die 
amerikanische Bereitschaft zu 
der doppelten weltpolitischen 
Verantwortung erwarten, sowohl 
m it unverminderter Entschlos­
senheit jeder kommunistischen

Aggression entgegenzutreten, 
als auch m it aktivem W illen  
zur Verständigung jeden gang­
baren W eg  zur Lösung der 
großen Problem e zu nutzen. 
Das w ird  auch eine für Europa 
lebenswichtige K lärung sein.

Daß Moskau den Eisenhower- 
P lan  m it groben Verdächtigun­
gen beantworten würde, das 
w ar zu erwarten. Was aber die 
sowjetische Propaganda gegen 
ihn vorbringt, das ist zu billig, 
um selbst in der Sowjetunion 
glaubhaft zu sein. Es ist immer 
das gleiche. D ie „P raw da" hat 
soeben behauptet, daß Ungarn, 
wenn der Aufstand erfolgreich 
gewesen wäre, dem Atlantik­
pakt beigetreten w äre und die 
USA dann dort ihre Stützpunkte 
errichtet hätten. In  W irklich­
keit haben die Aufständischen 
laut und öffentlich den Abzug 
der sowjetischen Truppen und

die Neutralisierung Ungarns 
nach österreichischem Muster 
gefordert, und niemand in der 
freien W elt würde sich .diesem 
Neutralitäts-Verlangen entge­
gengestellt haben. Das ist die 
Wahrheit. Sie w ird  gegenüber 
dem Eisenhower-Plan in ähn­
licher W eise vom  Moskauer 
Rundfunk entstellt, der zur 
gleichen Zeit erklärte, daß die­
ser Plan ein Versuch sei, den 
Ländern des Nahen Ostens m it 
Gewalt ein „amerikanisches P ro ­
tektorat“ aufzuzwingen, sie
ihrer Unabhängigkeit zu berau­
ben und sie den „aggressiven 
und imperialistischen Zielen 
Amerikas dienstbar zu machen".

W enn die Sowjets in dieser 
W eise reagieren, dann läßt die 
bisherige Erfahrung die Schluß­
folgerung- zu, daß der E isen­
hower-Plan zur Sicherung des 
Friedens und der Freiheit in 
einem von kommunistischer Be­
gehrlichkeit betroffenen Saum 
nicht schlecht ist.



BILDER DER WOCHE. Oben: Das Saargebiet ist heimgekehrt. Bundeskanzler Adenauer 
verläßt nach dem Staatsakt in Saarbrücken das Stadttheater. — Unten: „Energie“ und 
»Ausdauer“, die beiden westdeutschen Hebeschiffe, haben im Suezkanal mit den Auf­

räumungsarbeiten begonnen.


